
Pressemitteilung

07.11.2024

Koalition in Auflösung begriffen
LSVD+ fordert queerpolitischen Krisenplan

Berlin, 07.11.2024. Gestern Abend ist die Ampelkoalition zerbrochen und Bundeskanzler Olaf

Scholz (SPD) hat angekündigt, dass er im Januar die Vertrauensfrage im Bundestag stellen wird.

Dazu erklärt Tim Stefaniak aus dem Bundesvorstand des LSVD+ – Verband Queere Vielfalt:

Das Wahlergebnis in den USA und die Unklarheit über die politische Zukunft Deutschlands und

die damit verbundene Menschenrechtspolitik lösen gerade in der Community von lesbischen,

schwulen, bisexuellen, trans* und intergeschlechtlichen sowie weiteren queeren Menschen

(LSBTIQ*) große Unsicherheit aus. Queerpolitische Belange dürfen in der Übergangsphase der

nächsten Wochen und Monate nicht unter die Räder geraten, sondern sie müssen jetzt besonders

berücksichtigt werden. Das Koalitionsende muss geordnet und nicht überstürzt erfolgen.

Die Reform des Abstammungsrechts muss bis Weihnachten durch den Bundestag gebracht

werden. Alle Familien müssen diskriminierungsfrei als solche anerkannt werden. Das Recht

bildet die gesellschaftliche Realität insbesondere von lesbischen, schwulen, bisexuellen,

trans*, intergeschlechtlichen und weiteren queeren (LSBTIQ*) Eltern nicht ab. Vor dem

Bundesverfassungsgericht sind mittlerweile sechs Fälle anhängig, bei denen Zwei-Mütter-Familien

auf eine diskriminierungsarme Elternschaftsanerkennung drängen. Viel zu lange schon wurden

die Bedarfe von Regenbogenfamilien hintenangestellt - sie dürfen nicht länger aufgeschoben

werden.

Die Gespräche der verbleibenden Koalitionspartner*innen SPD und Grüne mit der CDU/CSU

müssen jetzt auch dafür genutzt werden, um die noch ausstehenden menschenrechtlichen und

queerpolitischen Versprechen aus dem Koalitionsvertrag wie das Bundesaufnahmeprogramm

Afghanistan zu ermöglichen. Allen voran fordern wir die umgehende Ergänzung von Artikel

3 Absatz 3 des Grundgesetzes um den expliziten Schutz von LSBTIQ*: Der Rechtsschutz

für LSBTIQ* in Artikel 3, 3 würde z. B. dafür sorgen, dass bereits erstrittene Rechte für die

Gleichstellung von LSBTIQ* wie die Ehe für alle bei einer veränderten politischen Situation nicht

ohne weiteres rückgängig gemacht werden können.

Die Förderung von Demokratieprojekten ist wichtiger denn je und darf ebenfalls nicht vergessen

werden. Wir fordern ein klares Bekenntnis zur Weiterführung des Bundesprogramms „Demokratie

leben!“ und einen Plan, wie die essenzielle Arbeit von bundesfinanzierter Projektarbeit, die die

Zivilgesellschaft leistet, schnellstmöglich gesichert werden kann.

Weiterlesen:

- Diskriminierungsfreies Abstammungsrecht jetzt! [https://www.lsvd.de/de/ct/13018-

diskriminierungsfreies-abstammungsrecht-jetzt-]
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- Premiere: Olaf Scholz hält als allererster Kanzler in der Geschichte queerpolitische Rede [https://

www.lsvd.de/de/ct/12879-premiere-olaf-scholz-haelt-als-allererster-kanzler-in-der-geschichte-

queerpolitische-rede]

- Geschäftsführung der CDU/CSU sieht keinen Bedarf für Grundgesetzergänzung [https://

www.lsvd.de/de/ct/12481-geschaeftsfuehrung-der-cdu/csu-sieht-keinen-bedarf-fuer-

grundgesetzergaenzung]

- Bundesregierung plant massive Asylrechtsverschärfungen auch für queere Schutzsuchende

[https://www.lsvd.de/de/ct/13031-bundesregierung-plant-massive-asylrechtsverschaerfungen-

auch-fuer-queere-schutzsuchende]

Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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